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Antwort
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Kober, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
— Drucksache 20/14159 —

Deutliche EEG-Kostensteigerungen

Vorbemerkung der Fragesteller

Die Kosten fiir die Forderung der erneuerbaren Energien sind massiv gestie-
gen. Aus dem Klima- und Transformationsfonds (KTF) im Bundeshaushalt
(Kapitel 6092, Titel 683 07) werden in zweistelliger Milliardenhéhe Zah-
lungen nach §§ 6 und 7 des Energiefinanzierungsgesetzes (EnFG) fiir den
Strom aus erneuerbaren Energiequellen gezahlt. Hierfiir verwalten die Uber-
tragungsnetzbetreiber (UNB) ein sogenanntes EEG (Erneuerbare-Energien-
Gesetz)-Konto. Zum jeweiligen Zehnten eines Monats sollen die entsprechen-
den Ausgleichszahlungen aus dem Bundeshaushalt auf dieses EEG-Konto er-
folgen. Im laufenden Haushaltsjahr waren bislang 10,6 Mrd. Euro hierfiir vor-
gesehen, die iiber einen Nachtragshaushalt um ca. 8,8 Mrd. Euro aufgestockt
werden sollten. Vor dem Hintergrund des weiteren Zubaus von Anlagen, die
Strom aus erneuerbaren Energiequellen erzeugen, sowie stark schwankender
Strompreise ist geméfl der Ende Oktober 2024 verdffentlichten Finanzierungs-
bedarfsprognose auch in den kommenden Jahren mit weiterhin hohen und so-
gar steigenden Mittelbedarfen zu rechnen.

1. Wie hoch ist die aus dem Bundeshaushalt auf das EEG-Konto bis inklu-
sive Dezember 2024 gezahlte Gesamtsumme im Jahr 2024, und wie hoch
ist die Differenz des Betrages zum vom Deutschen Bundestag beschlosse-
nen Haushaltsansatz 20247

Bis einschlieflich Dezember wurden im Jahr 2024 aus dem Bundeshaushalt
rund 18,49 Mrd. Euro auf das EEG-Konto der Ubertragungsnetzbetreiber
(UNB) iiberwiesen. Die monatlichen Einnahmen und Ausgaben des EEG-Kon-
tos, darunter auch die Zahlungen des Bundes, sind 6ffentlich auf der Website
www.netztransparenz.de einsehbar. Der Haushaltsansatz fiir das Jahr 2024 be-
trug 10,60 Mrd. Euro. Dies entspricht der Prognose des Finanzierungsbedarfs,
welche die UNB gemiB § 4 des Energiefinanzierungsgesetzes (EnFG) erstellen
und fiir das Jahr 2024 im Oktober 2023 verdffentlicht haben. Die Differenz be-
tragt somit rund 7,89 Mrd. Euro.

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz
vom 6. Januar 2025 tibermittelt.

Die Drucksache enthdlt zusdtzlich — in kleinerer Schrifttype — den Fragetext.
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2. Mit welchen kiinftigen Mittelbedarfen fiir das EEG-Konto rechnet die
Bundesregierung vor dem Hintergrund der jiingsten Finanzierungsbedarfs-
prognose?

Die UNB prognostizieren den Finanzierungsbedarf fiir das jeweils kommende
Jahr auf Basis des malBgeblichen und umfassenden Gutachtens, das im Herbst
des Vorjahres vorgelegt wird. Dies entspricht einer gesetzlichen Vorgabe (§ 4
EnFQG). Das jeweilige Gutachten wird auf der Website www.netztransparenz.de
verdffentlicht. Diese Prognose und das entsprechende Gutachten, die frither
Grundlage der EEG-Umlage waren, werden grundsitzlich in der finalen Haus-
haltsanmeldung beriicksichtigt.

Fiir das Jahr 2025 haben die UNB im Rahmen der geltenden Gesetzeslage
einen Finanzierungsbedarf von rund 16,53 Mrd. Euro ermittelt. Die Prognose
wurde am 25. Oktober 2025 auf www.netztransparenz.de veroffentlicht.

Der EEG-Finanzierungsbedarf ist grundsétzlich volatil und unterliegt Unsicher-
heiten, auch in relevanten GroBenordnungen. Zentrale Einflussfaktoren sind die
Strompreise im GroBhandel und die tatsichliche Einspeisung erncuerbarer
Energien. Diese Unsicherheiten sind in der ldngeren Frist stirker ausgeprégt.

3. Wurde bzw. wird die Finanzierungsbedarfsprognose durch die UNB vor
der gesetzlichen Verdffentlichung (geméll § 11 EnFG bis zum 25. Okto-
ber 2024) an Bundesministerien {ibermittelt, und wenn ja, an welche?

a) Wenn ja, unterscheidet sich die veroffentliche Prognose vom 25. Okto-
ber 2024 gegeniiber der Prognose, die vorab an die Bundesregierung
tibermittelt wurde?

b) Wenn ja, worin?

¢) Hat das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK)
die Prognose 1:1 fiir die weitere Haushaltsplanung tibernommen?

d) Wenn nein, welche Anderungen zur Haushaltsplanung bestehen bzw.
wurden vorgenommen?

Die Fragen 3 bis 3d werden gemeinsam beantwortet.

§ 11 EnFG regelt die Verdffentlichung von Umlagen und bezieht sich nicht auf
den EEG-Finanzierungsbedarf. Die Verdffentlichungspflichten der UNB insge-
samt ergeben sich aus § 51 EnFG, die Frist zur Vorlage des EEG-Finanzie-
rungsbedarfs durch die UNB und die jeweiligen Empfinger aus § 4 EnFG.
Dementsprechend haben die UNB dem BMWK und der BNetzA den EEG-Fi-
nanzierungsbedarf bis zum 30. September mitgeteilt.

Auch dieses Jahr, am 30. September, haben die UNB fiir 2025 einen EEG-Fi-
nanzierungsbedarf nach geltender Rechtslage in Hohe von rund 16,53 Mrd.
Euro mitgeteilt. Die Anderung im Vergleich zum Titelansatz im RegE 2025
konnte nach dem Ende der Koalition nicht mehr in das parlamentarische Ver-
fahren zur Aufstellung des Bundeshaushalts eingebracht werden.

4. Haben die Ubertragungsnetzbetreiber fiir die Jahre 2024 und 2025 mehre-
re Szenarien berechnet, oder hat das BMWK eigene Szenarioberechnun-
gen angestellt, und wenn ja, welche Szenarien wurden mit jeweils welchen
Ergebnissen fiir die aus dem Bundeshaushalt zu leistenden Zahlungen be-
rechnet?

Ja. So berechnen die UNB im Rahmen ihrer Vorausschau gemiB § 60 EnFG
i. V.m. § 74 EEG verschiedene Szenarien der an die Anlagenbetreiber zu leis-
tenden Zahlungen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und die Hohe der
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vermiedenen Netzentgelte nach § 18 der Stromnetzentgeltverordnung. Die Sze-
narien enthalten jedoch keine aus dem Bundeshaushalt zu leistenden Zah-
lungen. Die Ergebnisse sind auf www.netztransparenz.de veroffentlicht.

Grundlage fiir die aus dem Bundeshaushalt zu leistenden Zahlungen sind je-
doch die Berechnungen der UNB zum EEG-Finanzierungsbedarf gemiB § 4
EnFGi. V.m. § 6 bzw. § 7 des 6ffentlich-rechtlichen Vertrags (6rV). Der EEG-
Finanzierungsbedarf errechnet sich aus den prognostizierten Ausgaben und
Einnahmen der UNB.

5. Sieht die Bundesregierung bzw. das zustindige Bundesministerium in An-
betracht der Differenzen zum urspriinglichen Haushaltsansatz Anpas-
sungsbedarf an den Prognoseverfahren zur Vorhersage der Mittelbedarfe?

a) Wenn ja, welchen?

b) Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 5 bis 5b werden gemeinsam beantwortet.

Die UNB prognostizieren im Herbst eines Jahres den Finanzierungsbedarf fiir
das jeweilige Folgejahr auf Basis eines umfassenden, wissenschaftlichen Gut-
achtens. Die Erstellung des Gutachtens erfolgt nach Stand von Wissenschaft
und Technik (Anlage 1 Nummer 11 EnFG) und wird von der BNetzA iiber-
wacht (§ 62 EnFG). Jede Prognose richtet sich auf die Zukunft und unterliegt
damit Unsicherheiten. Diese Prognose und das entsprechende Gutachten wer-
den in der finalen Haushaltsanmeldung grundsétzlich beriicksichtigt. Dieses
Vorgehen ist bereits seit Berechnung der EEG-Umlage filir das Folgejahr tra-
diert. Ein Anpassungsbedarf zum Prognoseverfahren wird aktuell nicht ge-
sehen.

6. Welche Moglichkeiten haben die Bundesregierung bzw. die zustdndigen
Bundesministerien untersucht, die kiinftigen Mittelbedarfe fiir EEG-Kon-
tozahlungen zu reduzieren, und welches Einsparpotenzial ergibt sich hie-
raus?

Die Bundesregierung setzt sich mit Nachdruck dafiir ein, noch kurzfristig Maf3-
nahmen u. a. aus der Wachstumsinitiative umzusetzen, um die Marktintegration
der erneuerbaren Energien weiter zu verbessern und so auch die Kosteneftizi-
enz des Investitionsrahmens fiir die erneuerbare Stromversorgung zu stirken.
Derzeit sind viele weitere Mallnahmen unter anderem im Entwurf eines Geset-
zes zur Anderung des Energiewirtschaftsrechts im Bereich der Endkunden-
mairkte, des Netzausbaus und der Netzregulierung enthalten — ein Beispiel fiir
die Marktintegration der Erneuerbaren: Der Bund hat bei Vergiitung zu Stunden
mit negativen Preisen sukzessive nachgeschirft. Ab 2025 soll der néchste
Schritt gegangen werden und die Vergiitung ab der ersten Stunde negativer
Preisen ausgesetzt werden. Detaillierte Abschétzungen der Einsparpotenziale
liegen der Bundesregierung nicht vor.
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7. Welches Konzept verfolgt die Bundesregierung fiir den weiteren Ausbau
der erneuerbaren Energien?

a) Wann soll die Umstellung auf eine Investitionskostenforderung erfol-
gen?

b) In welchen Reallaboren soll diese ab wann getestet werden?

¢) Wann wird die Bundesregierung ihrer in § la Absatz 3 EEG festge-
schriebenen Pflicht nachkommen, ein Konzept fiir die Finanzierung
des Erneuerbare-Energien-Ausbaus nach dem Ende der EEG-Forde-
rung vorzulegen?

Die Fragen 7 bis 7c¢ werden gemeinsam beantwortet.

Ziel ist es, wie auch in der Wachstumsinitiative festgehalten, die hohe Dynamik
beim Ausbau der erneuerbaren Energien fortzusetzen, um die im EEG veran-
kerten Ziele sicher zu erreichen und gleichzeitig ihre Marktintegration voranzu-
treiben. Wéhrend die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien schrittweise
weiter in den Markt integriert werden muss, bendtigt der weitere Hochlauf der
erneuerbaren Energien einen zukunftsfahigen, verldsslichen und kosteneffizien-
ten Investitionsrahmen. Gleichzeitig priift die Bundesregierung fortlaufend, wie
bei der Forderung erneuerbarer Energien zusitzliche Effizienzpotenziale geho-
ben und die Kosten weiter gesenkt werden konnen.

Der aktuelle Aufwirtstrend beim Ausbau trifft auf Herausforderungen fiir die
Zukunft, in der erneuerbare Energien einen zunehmend groferen Teil der
Stromerzeugung ausmachen. Unter anderem verlangen die mit dem europi-
ischen Strommarktdesignpaket vorgenommenen Anderungen, dass spitestens
im Jahr 2027 preisbasierte Fordermechanismen fiir bestimmte Technologien,
wie etwa Wind und Photovoltaik, nur noch in Form von zweiseitigen Differenz-
vertrdgen oder dquivalenten Instrumenten mit gleicher Wirkung zuldssig sein
werden.

Das BMWK hat Konzeptvorschlage fiir die zukiinftige Finanzierung von erneu-
erbaren Energien im Rahmen des Papiers ,,Optionen fiir das zukiinftige Strom-
marktdesign® vorgelegt und konsultiert. Das Papier ist unter dem folgenden
Link abrufbar: www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/2024080
1-strommarktdesign-der-zukunft.html.

8. Fiir welches Jahr rechnet die Bundesregierung mit dem Ende der Kohle-
verstromung, welches gemil3 der im Juli 2024 beschlossenen Wachstums-
initiative auch das Auslaufen der Forderung der erneuerbaren Energien
markiert (www.bundesregierung.de/resource/blob/976020/2297962/ab663
3b012bf78494426012fd616e828/2024-07-08-wachstumsinitiative-dat
a.pdf, S. 27)?

Die gesetzliche Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung in
Deutschland richtet sich nach dem Kohleverstromungsbeendigungsgesetz
(KVBG). Demnach ist das Ende der Kohleverstromung spétestens fiir das Jahr
2038 vorgesehen.

Die nach KVBG geregelten Stilllegungszeitpunkte sind die spitestmoglichen
Stilllegungszeitpunkte. Eine frithere marktliche Beendigung der Kohleverstro-
mung aufgrund mangelnder Wirtschaftlichkeit bleibt davon unberiihrt. Wann es
dazu kommen konnte, hingt ab von verschiedenen Faktoren wie der zukiinfti-
gen Entwicklung der Brennstoffpreise, des EE-Zubaus und des CO,-Preises im
Emissionshandel, und ist daher aus heutiger Perspektive unsicher.

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrafie 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KélIn, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333


https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/20240801-strommarktdesign-der-zukunft.html
http://www.bundesregierung.de/resource/blob/976020/2297962/ab6633b012bf78494426012fd616e828/2024-07-08-wachstumsinitiative-data.pdf

	Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Lukas Köhler, Michael Kruse, Pascal Kober, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP – Drucksache 20/14159 –
	Deutliche EEG-Kostensteigerungen
	Vorbemerkung der Fragesteller



